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I. ANNAHME DER TAGESORDNUNG (DOK. JTPF/006/2003/EN/FR/DE) 

1. Der Vorsitzende schlägt vor, Punkt 5 der vorgeschlagenen Tagesordnung vor Punkt 4 
zu behandeln. Die Tagesordnung wird mit dieser Änderungen einstimmig 
angenommen. 

II. ANNAHME DER NIEDERSCHRIFT ÜBER DIE SITZUNG DES FORUMS 
VOM 2. APRIL 2003 (DOK. JTPF/007/2003/EN/FR/DE) 

2. Das Mitglied aus der französischen Steuerverwaltung schlägt für Punkt 16 eine 
geänderte Formulierung vor, wonach das Mitglied aus der Steuerverwaltung, das das 
Sekretariat des Beratenden Ausschusses übernommen hat, ausschließlich dem 
Vorsitzenden des Ausschusses unterstellt war, um von der Steuerverwaltung, der es 
angehört, unabhängig zu sein. Der Kurzbericht wird mit diesen Änderungen 
einstimmig angenommen. 

III. MÜNDLICHER BERICHT VON MITGLIEDERN AUS DEN STEUERVER-
WALTUNGEN ÜBER DEN STAND DER RATIFIZIERUNGSVERFAHREN 

3. Die Mitglieder aus den betroffenen Steuerverwaltungen berichten über die 
Fortschritte bei der Ratifizierung des Verlängerungsprotokolls und des 
Übereinkommens über den Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens zum 
Schiedsübereinkommen.  

4. Das FORUM nimmt zur Kenntnis, dass Belgien die Urkunde betreffend die 
Ratifizierung des Verlängerungsprotokolls am 7. April 2003 hinterlegt hat.  
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5. Das Mitglied aus der griechischen Steuerverwaltung teilt dem FORUM mit, dass die 
Parlamentsverfahren zur Ratifizierung des Verlängerungsprotokolls und des 
Beitrittsübereinkommens abgeschlossen sind und sein Land dies dem Sekretariat des 
Rates bald mitteilen wird. 

6. Das Mitglied aus der irischen Steuerverwaltung erklärt, dass das Verlängerungs-
protokoll und das Beitrittsübereinkommen nach wie vor dem Parlament vorliegen, 
und dass man hofft, dass beide Instrumente bald ratifiziert sind. 

7. Das Mitglied aus der italienischen Steuerverwaltung teilt mit, dass das 
Verlängerungsprotokoll bis Ende Juni 2003 ins Parlament eingebracht wird.  

8. Das Mitglied aus der portugiesischen Steuerverwaltung erklärt, dass der 
Gesetzesentwurf für das Verlängerungsprotokoll von der Regierung noch nicht 
genehmigt ist, dass man aber weiter hofft, das Verlängerungsprotokoll innerhalb der 
nächsten sechs Monate zu ratifizieren.  

9. Das Mitglied aus der schwedischen Steuerverwaltung teilt dem FORUM mit, dass 
das Verlängerungsprotokoll ins Parlament eingebracht wurde und bis Ende 2003 
ratifiziert wird. 

10. Der Vorsitzende schließt mit der Feststellung, dass der Ratifizierungsprozess 
ermutigende Fortschritte gemacht hat, und dass die Länder, die das 
Verlängerungsprotokoll oder das Beitrittsübereinkommen noch nicht ratifiziert 
haben, auf jeder FORUM-Sitzung über ihre Fortschritte berichten sollen. 

IV. BERICHT DER FRANZÖSISCHEN STEUERVERWALTUNG ÜBER DAS 
TREFFEN DES BERATENDEN AUSSCHUSSES 

11. Das Mitglied aus der französischen Steuerverwaltung unterrichtet das FORUM über 
den Stand der Arbeiten des ersten Beratenden Ausschusses auf Grundlage des 
Schiedsübereinkommens, der von den zuständigen Behörden Frankreichs und 
Italiens eingesetzt wurde. Der Beratende Ausschuss gab auf seiner fünften Sitzung 
am 19. Mai 2003, also innerhalb von sechs Monaten nach der ersten Sitzung, seine 
Stellungnahme ab. Da in Artikel 11 Absatz 1 Schiedsübereinkommen eine 
eindeutige Definition fehlt und auch aus praktischen Gründen legten die beiden 
zuständigen Behörden fest, dass der Tag der ersten Sitzung als der Zeitpunkt gilt, zu 
dem der Beratende Ausschuss mit dem Fall befasst wurde. 

12. Das Mitglied aus der italienischen Steuerverwaltung wies darauf hin, dass der 
Beratende Ausschuss seine Stellungnahme nicht einstimmig, sondern mit einfacher 
Mehrheit seiner Mitglieder bei zwei Gegenvoten angenommen habe. Die 
französische und die italienische Steuerverwaltung haben noch nicht entschieden, ob 
die Stellungnahme des Beratenden Ausschusses veröffentlicht wird.  

13. Der Vorsitzende stellt abschließend fest, dass die Tatsache, dass die 
Doppelbesteuerung erfolgreich beseitigt wurde, ein Zeichen ist für die Attraktivität 
des Schiedsübereinkommens.  
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V. ERÖRTERUNG DER ARBEITSUNTERLAGE ÜBER DIE ERGEBNISSE 
DER BISHERIGEN SITZUNGEN (DOK. JTPF/003/2003/REV1/EN - NUR IN 
ENGLISCHER FASSUNG) 

a) Schlussfolgerungen zur Schlichtungsphase (Entwurf) 
(Anhang I zu Dok. JTPF/003/2003/REV1/EN) 

14. Das FORUM beschließt einstimmig, die Formulierung der Schlussfolgerung unter 
Punkt 2 (zu Artikel 7 Absatz 1 Schiedsübereinkommen) zu ändern, um den Wortlaut 
dem Absatz 2 in Anhang III zu der Arbeitsunterlage (Beginn des 
Dreijahreszeitraums) anzupassen.  

15. Einigkeit besteht auch darüber, dass ein Fall dann als dem Beratenden Ausschuss 
unterbreitet gilt, wenn der Vorsitzende bestätigt, dass die Mitglieder des 
Ausschusses alle in Anhang I Punkt 6 aufgeführten sachdienlichen Unterlagen und 
Informationen erhalten haben. 

16. Das Mitglied aus der französischen Steuerverwaltung erklärt sich bereit, bis zur 
nächsten FORUM-Sitzung ein Papier vorzulegen, in dem die Erfahrungen mit der 
erstmaligen Einsetzung eines Beratenden Ausschusses und dessen Arbeit dargelegt 
werden. Das Mitglied schlägt vor, dass eine Ausfertigung jeder Stellungnahme eines 
Beratenden Ausschusses beim Sekretariat des Rates aufbewahrt werden soll. Da 
hierfür zunächst noch die Zustimmung des Sekretariats des Rates eingeholt werden 
muss, wird die Entscheidung über diese Frage bis zu nächsten FORUM-Sitzung 
verschoben. 

17. Das Mitglied aus der Steuerverwaltung des Vereinigten Königreichs äußert 
Bedenken in Bezug auf die Schlussfolgerung unter Punkt 4 Absatz 2 des Entwurfs 
(zu Artikel 9 Absatz 1 Schiedsübereinkommen). Seiner Ansicht nach kann es sich 
bei den Mitgliedern des Sekretariats des Beratenden Ausschusses um Beamte 
handeln, die auf einer gewissen Ebene ihrer Regierung verantwortlich bleiben und 
folglich letztlich nicht nur dem Ausschussvorsitzenden unterstellt sein können. Das 
Mitglied schlägt deshalb vor, die Worte "and only responsible to him" ("und nur ihm 
gegenüber verantwortlich") zu streichen.  

18. Der Vorsitzende erklärt hierzu, dass das Sekretariat des Beratenden Ausschusses für 
den anhängigen Fall zuständig ist. Es besteht Einigkeit darüber, dass der Vorschlag 
des Mitglieds aus der Steuerverwaltung des Vereinigten Königreichs berücksichtigt 
wird.  

19. Die Mitglieder sind unterschiedlicher Auffassung, was die Honorare der 
unabhängigen Personen angeht. Die Diskussion zeigt, dass die meisten Mitglieder 
aus den Steuerverwaltungen einen vorgegebenen Richtbetrag pro Sitzungstag 
vorziehen. Die diesbezügliche Bestimmung sollte jedoch durch die Formulierung 
"unless the competent authorities decide otherwise" ("sofern die zuständigen 
Behörden nichts anderes beschließen") ergänzt werden, so dass eine gewisse 
Flexibilität möglich ist.  

20. Ein Mitglied aus der Wirtschaft schlägt vor, sich bei der Bestimmung der Honorare 
der unabhängigen Personen an den Diäten eines Mitglieds des Europäischen 
Parlaments zu orientieren. Ein Mitglied aus einer Steuerverwaltung schlägt vor, in 
den Schlussfolgerungen keinen Referenzbetrag zu nennen. 
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21. Einige Mitglieder aus Steuerverwaltungen würden es dagegen vorziehen, wenn ein 
konkreter Betrag genannt würde, um schwierige Verhandlungen zu vermeiden. 
Ergänzend hierzu meinen mehrere Mitglieder aus Steuerverwaltungen, dass für die 
Honorare der unabhängigen Personen ein konkreter Höchstbetrag festgelegt werden 
sollte. Ein Mitglied aus einer Steuerverwaltung gibt jedoch zu bedenken, dass es für 
eine Begrenzung der Honorare keine Rechtsgrundlage gibt und dass dies lediglich 
unter dem Aspekt der Haushaltssicherheit zu rechtfertigen ist. 

22. Die meisten Mitglieder aus der Wirtschaft sind gegen eine Begrenzung der Honorare 
und werfen die Frage auf, ob der Beratende Ausschuss seine Arbeit einfach 
einstellen kann, weil der für Honorare vorgesehene Höchstbetrag erreicht ist. Ein 
Mitglied aus der Wirtschaft schlägt vor, dass die zuständigen Behörden mit den 
unabhängigen Personen die Höhe der Honorare aushandeln.  

23. Einige Mitglieder aus  Steuerverwaltungen wenden ein, dass schwer zu kontrollieren 
ist, wie viele Tage eine unabhängige Person effektiv auf einen Fall verwendet. 
Deshalb sollten die Honorare besser pro Sitzungstag bemessen werden. 

24. Das FORUM beschließt einstimmig, dass die Honorare für die unabhängigen 
Personen grundsätzlich mit einem konkreten Betrag pro Sitzungstag angesetzt 
werden sollten, ohne den Gesamtbetrag der für einen Fall aufgewendeten Honorare 
zu begrenzen. 

25. Der Vorsitzende stellt abschließend fest, dass alle technischen Kommentare zu den 
Schlussfolgerungen oder den Anhängen bis Mitte Juli an das Sekretariat zu 
übermitteln sind.  

b) Vorgehen der Mitgliedstaaten im Übergangszeitraum 
(Anhang II zu Dok. JTPF/003/2003/REV1/EN) 

26. Das Mitglied aus der portugiesischen Steuerverwaltung teilt dem FORUM mit, dass 
Portugal seine Ansicht geändert hat und künftig das Schiedsübereinkommen als 
ausgesetzt ansieht, so dass Verständigungsverfahren erst bei seinem 
Wiederinkrafttreten aufgenommen werden können. 

c) Beginn des Dreijahreszeitraums 
(Anhang III zu Dok. JTPF/003/2003/REV1/EN) 

27. Das Mitglied aus der griechischen Steuerverwaltung stellt klar, dass der Zeitpunkt 
des Eingangs der ersten Mitteilung ausschlaggebend ist. Die Mitglieder aus der 
französischen und schwedischen Steuerverwaltung erklären, dass sie ihre Positionen 
schriftlich mitteilen werden. 

28. Die kontroverse Diskussion konzentriert sich auf die Frage, ob das 
Schiedsübereinkommen und vor allem die Definition des Begriffs "erste Mitteilung 
der Maßnahme" in Artikel 6 Absatz 1 des Schiedsübereinkommens nur im Falle von 
Verrechnungspreisberichtigungen anwendbar ist. Das Sekretariat hatte in seinen 
Erläuterungen in der markierten Fassung von Anhang III die Auffassung vertreten, 
dass das Schiedsübereinkommen auch für Fälle von Doppelbesteuerung anwendbar 
ist, in denen es keine Verrechnungspreisberichtigung gab.  
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29. Nach Ansicht einiger Mitglieder aus Steuerverwaltungen steht die überwiegende 
Mehrheit einschlägiger Fälle im Zusammenhang mit 
Verrechnungspreisberichtigungen. Ein Mitglied aus einer Steuerverwaltung weist 
darauf hin, dass im Titel des Schiedsübereinkommens und in Artikel 5 von 
"Gewinnberichtigungen" die Rede ist. Doppelbesteuerung, die nicht die Folge einer 
Verrechnungspreisberichtigung ist, ist daher anscheinend nicht durch das 
Übereinkommen abgedeckt.  

30. Mehrere Mitglieder vor allem aus der Wirtschaft sprechen sich unter Hinweis auf 
Artikel 1, in dem der Anwendungsbereich des Übereinkommens definiert und nicht 
auf Gewinnberichtigungen Bezug genommen wird, für einen weiten 
Anwendungsbereich aus, der auch Fälle ohne Verrechnungspreisberichtigung 
erfasst. Ein Mitglied aus der Wirtschaft sieht hingegen keinen Klärungsbedarf. 
Seiner Ansicht nach kann hier der Kommentar zu Artikel 9 des OECD-
Musterabkommens herangezogen werden, da Artikel 4 des Schiedsübereinkommens 
nur in Fällen des Artikels 9 OECD-MA greift.  

31. Der Beobachter von der OECD erklärt, dass Artikel 9 OECD-MA im allgemeinen der 
Anwendung der einzelstaatlichen Unterkapitalisierungsvorschriften nicht 
entgegensteht.  

32. Die Diskussion zeigt, dass eine große Mehrheit der Mitglieder für das 
Schiedsübereinkommen einen umfassenden Anwendungsbereich befürworten und 
den neuen Wortlaut wie vom Sekretariat vorgeschlagen beibehalten wollen, jedoch 
ohne die Erläuterungen. Die beiden Mitglieder, die sich gegen die vorgeschlagenen 
Änderungen ausgesprochen haben, werden gebeten, ihre Position zu überdenken, um 
in dieser Frage einen Konsens zu ermöglichen. 

d) Für den Beginn des Zweijahreszeitraums erforderliche Mindestinformationen 
(Anhang IV Rev1 zu Dok. JTPF/003/2003/REV1/EN) 

33. Entscheidend ist für die Steuerverwaltungen die Frage, wie mit unkooperativen 
Steuerpflichtigen umzugehen ist. Nach Ansicht von Mitgliedern aus der Wirtschaft 
sollte sich das FORUM nicht auf die kleine Minderheit unkooperativer 
Steuerpflichtiger konzentrieren, sondern auf die überwiegende Mehrheit der 
normalen Fälle.  

34.  Ein Mitglied aus einer Steuerverwaltung ist der Auffassung, dass 
Steuerverwaltungen und Steuerpflichtige dasselbe Ziel haben, nämlich größere 
Klarheit, wann der Zweijahreszeitraum beginnt. Das Mitglied erklärt weiter, dass 
sich ein "Fall" im Sinne von Artikel 7 Absatz 1 Schiedsübereinkommen von einem 
Antrag eines Steuerpflichtigen unterscheidet und mehr sein muss als ein Antrag, der 
laut Artikel 6 Absatz 2 Schiedsübereinkommen begründet sein muss, damit ein 
Verständigungsverfahren eingeleitet wird. Den Steuerpflichtigen sollte auf jeden Fall 
das Recht zustehen zu erfahren, wann der Zweijahreszeitraum beginnt.  

35. Mehrere Mitglieder aus der Wirtschaft sprechen sich gegen jeglichen 
Ermessensaspekt, wie z. B. eine Vorabbewertung der Begründetheit durch die 
zuständige Behörde, aus; dies verursacht ihrer Ansicht nach Unsicherheit und 
verschiebt den Beginn des Zweijahreszeitraums, wobei viel Geld auf dem Spiel 
steht. Sie halten auch zusätzliche Informationsanforderungen, die durch das 
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Übereinkommen nicht abgedeckt sind, für inakzeptabel, da die Steuerpflichtigen 
dann im Übereinkommen nicht vorgesehene Dokumentationspflichten erfüllen 
müssten. Außerdem dürften der Steuerverwaltung, die eine Steuerprüfung 
durchgeführt hat, alle verfügbaren Informationen vorliegen. 

36. Zur Möglichkeit von Schutzklauseln für den Fall, dass Steuerpflichtige nicht 
kooperieren, vertreten die Mitglieder aus den Steuerverwaltungen höchst 
unterschiedliche Auffassungen. Einige Mitglieder aus Steuerverwaltungen 
unterstützen den Entwurf des Sekretariats – ihrer Ansicht nach ein Kompromiss, der 
den Steuerverwaltungen ausreichende Informationen garantiert und den 
Steuerpflichtigen Sicherheit gibt, welche Dokumentation vorgeschrieben ist. 
Mitglieder aus anderen Steuerverwaltungen wünschen mehr Information und fordern 
ein Ermessenselement. 

37. Ein Mitglied aus einer Steuerverwaltung schlägt vor, in dem von mehreren 
Mitgliedstaaten erarbeiteten Entwurf "Zielvorgaben für den zeitlichen Ablauf von 
Verständigungsverfahren" (Dok. JTPF/004/2003/EN) zusätzlich vorzusehen, dass 
der Beratende Ausschuss einen Fall zurückweisen kann, wenn die vom 
Steuerpflichtigen übermittelten Informationen nicht ausreichen, vor allem, wenn es 
sich dabei um Schätzungen handelt.  

38.  Der Vorsitzende erklärt hierzu, dass der Beratende Ausschuss beschließen kann, 
einen Fall zurückzuweisen. Er erinnert daran, dass der Beratende Ausschuss sich mit 
der Frage befassen muss, wie  die Doppelbesteuerung zu beseitigen ist, und weder 
die Verrechnungspreise noch die Mitarbeit des Steuerpflichtigen prüfen soll, die 
bereits Gegenstand der Steuerprüfung waren. Das FORUM muss das Problem der 
langen Dauer der Verständigungsverfahren lösen, das keinen Raum für eine 
Vorabbewertung lässt. Ein langer Vorlauf bis zum Beginn des Zweijahreszeitraums 
ist nicht mit dem Übereinkommen vereinbar. 

39. Das Sekretariat schlägt vor, den Wortlaut von Anhang IV folgendermaßen zu 
ändern: 

(i) (f) eine Erläuterung seitens des Unternehmens, warum es der Ansicht ist, dass die 
in Artikel 4 Schiedsübereinkommen festgelegten Grundsätze nicht beachtet 
wurden; 

 g) eine Selbstverpflichtung des Unternehmens, dass es so vollständig und rasch 
wie möglich alle vernünftigen und angemessenen Nachfragen einer 
zuständigen Behörde beantworten und den zuständigen Behörden eine 
schriftliche Dokumentation betreffend die in diesem Fall verwendete 
Verrechnungspreispolitik zur Verfügung stellen wird; 

 h) jede spezifische zusätzliche Information, die die zuständige Behörde innerhalb 
eines Monats nach Eingang des Antrags des Steuerpflichtigen anfordert; 

(ii) der Zweijahreszeitraum beginnt an dem späteren der beiden folgenden 
Zeitpunkte: 

 a) Datum der Mitteilung über die Steuerfestlegung oder jede gleichwertige 
Maßnahme; 
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b) Datum des Eingangs des Antrags sowie der unter (i) vorgeschriebenen 
Mindestinformationen bei der zuständigen Behörde. 

40. Nach einigen Wortmeldungen zieht der Vorsitzende den Schluss, dass dieser 
Vorschlag vorbehaltlich der Prüfung durch jene Mitglieder, die ihn nicht 
uneingeschränkt unterstützen, weitgehend Zustimmung findet. Er bittet die 
Mitglieder, schriftliche Stellungnahmen bis Mitte Juli an das Sekretariat zu senden.  

41. Der Vorsitzende stellt anschließend fest, dass der Beitrag der Mitglieder aus der 
Wirtschaft (Dok. JTPF/010/BACK/2003/EN) über die Beziehung zwischen 
innerstaatlichen Gerichtsverfahren und den Verfahren des Schiedsübereinkommens 
im Zusammenhang mit den entsprechenden Tagesordnungspunkten diskutiert wird. 
Sofern zeitlich möglich, kann dieses Papier auf der FORUM-Sitzung im September 
oder Dezember eingehender beraten werden. 

42. Professor Maisto stellt das Papier vor und hebt hervor, dass einem Steuerpflichtigen, 
der zwischen innerstaatlichen Rechtsbehelfen und den Verfahren des 
Schiedsübereinkommens wählen muss, durch die Dauer der Verfahren des 
Schiedsübereinkommens oder im Hinblick auf Zahlungsaufschub, Verzugszinsen 
usw. ein Schaden entstehen kann. Seiner Ansicht bewirkt Artikel 7 Absatz 1 
Unterabsatz 2 des Schiedsübereinkommens, dass weniger auf das Übereinkommen 
zurückgegriffen wird.  

VI. ERÖRTERUNG DES ENTWURFS MEHRER MITGLIEDER AUS DEN 
STEUERVERWALTUNGEN ÜBER "ZIELVORGABEN FÜR DEN 
ZEITLICHEN ABLAUF DER VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN" (DOK. 
JTPF/004/2003/EN) 

43. Mehrere Mitglieder halten das Papier für ausgewogen und akzeptabel. Das Mitglied 
aus der deutschen Steuerverwaltung wünscht, dass in diesem Papier auch die 
Beziehung zwischen den innerstaatlichen Gerichtsverfahren und den Verfahren des 
Schiedsübereinkommens und insbesondere Artikel 7 Absatz 3 des 
Schiedsübereinkommens angesprochen werden.  

44. Nach Ansicht des Mitglieds aus der belgischen Steuerverwaltung ist die Anwendung 
von Artikel 7 Absatz 3 des Schiedsübereinkommens das einzige Problem. So gibt es 
Fälle, in denen die Steuerpflichtigen bereits eingelegte Rechtsbehelfe 
zurücknehmen, um das Schiedsübereinkommen in Anspruch nehmen zu können, 
weil Belgien dies zu Beginn des Verfahrens verlangt. 

45. Nach Auffassung eines Mitglieds aus der Wirtschaft hat das Schiedsübereinkommen 
Vorrang von innerstaatlichem Recht. Das Mitglied weist darauf hin, dass Belgien 
nicht mitgeteilt hat, dass es Artikel 7 Absatz 3 anwenden würde. Das FORUM 
beschließt einvernehmlich, dass die Mitgliedstaaten das Sekretariat bis zum 15. Juli 
über ihre Haltung zu Artikel 7 Absatz 3 unterrichten sollen. 

46. Ein Mitglied aus einer Steuerverwaltung bittet um Klärung der Absätze 3d und 8 der 
Arbeitsunterlage. Das Mitglied aus der französischen Steuerverwaltung wünscht eine 
Änderung des Wortlauts von Absatz 3f, da Frankreich aus verfassungsrechtlichen 
Gründen für den amtlichen Schriftwechsel mit einer anderen zuständigen Behörde 
keine andere Sprache als Französisch verwenden kann. Die zuständige Behörde 
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Frankreichs könnte jedoch eine englische Übersetzung beifügen. Das Mitglied 
erklärt, dass angesichts der Komplexität mancher Verrechnungspreisfälle die in der 
Arbeitsunterlage festgelegten Fristen nur den Status unverbindlicher Zielvorgaben 
haben können. Zu Absatz 12b wird festgestellt, dass die zuständigen Behörden 
regelmäßige Treffen (z. B. ein Mal pro Jahr) organisieren sollten, sofern es genug 
Fälle gibt.  

47. Über den Geltungsbereich der Empfehlungen in der Arbeitsunterlage wird 
kontrovers diskutiert. Mitglieder aus einigen Steuerverwaltungen meinen, dass sich 
das Papier nur auf Verständigungsverfahren im Rahmen des 
Schiedsübereinkommens beziehen soll, während Mitglieder aus anderen 
Steuerverwaltungen und Mitglieder aus der Wirtschaft einen weiteren 
Geltungsbereich befürworten, der auch die Verständigungsverfahren auf der 
Grundlage von DBA zwischen den Mitgliedstaaten umfasst.  

48. Einige Mitglieder aus Steuerverwaltungen schlagen vor, dass die Arbeitsunterlage 
sich auf das Schiedsübereinkommen beziehen und mit einem Vermerk versehen sein 
soll, wonach dieselben Grundsätze und zeitlichen Zielvorgaben – sofern möglich – 
auch für die Verständigungsverfahren nach den DBA zwischen den Mitgliedstaaten 
gelten. 

49. Die Diskussion zeigt, dass geklärt werden muss, welchem Mitgliedstaat die Aufgabe 
zukommt, die erste Stellungnahme auszuarbeiten. Nach Ansicht der meisten 
Mitglieder sollte dies der Mitgliedstaat sein, der die Verrechnungspreisberichtigung 
vorgenommen hat, nicht zuletzt, um zu verhindern, dass sich die Stellungnahmen 
überschneiden. Bei diesem Mitgliedstaat sollte auch die Beweislast liegen. 

50. Der OECD-Beobachter erklärt, dass das FORUM selbst über den 
Anwendungsbereich des Papiers entscheiden muss. Auf jeden Fall muss die 
Beziehung zwischen den verschiedenen Verfahren und der Status der Empfehlungen 
geklärt werden. Was die redaktionellen Vorschläge angeht, so meint er, dass der 
Begriff "Gewinn" auch Verluste umfasst.  

51. Der Vorsitzende schließt mit der Feststellung, dass das Dokument im Wesentlichen 
weitgehend Zustimmung findet. Er bittet die Mitglieder, etwaige 
Formulierungsvorschläge schriftlich bis zum 15. Juli an das Sekretariat zu senden.  

VII. BEITRITT DER KANDIDATENLÄNDER ZUM 
SCHIEDSÜBEREINKOMMEN (DOK. JTPF/005/REV1/2003/EN) 

52. Der Vorsitzende teilt dem FORUM mit, dass es aus rechtlichen Gründen nicht 
möglich ist, das Inkrafttreten des Schiedsübereinkommens für die Kandidatenländer 
zu beschleunigen. Dies bedeutet, dass das Übereinkommen zwischen den 
Beitrittsländern und den bisherigen Mitgliedstaaten in analoger Weise in Kraft treten 
wird wie bei der Erweiterung von 1995. 

VIII BERICHT ÜBER DEN STAND DER ARBEITEN ZUM THEMA 
DOKUMENTATIONSPFLICHTEN (IBFD-UMFRAGE DOK. 
JTPF/009/BACK/2003/EN) 
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53. Die Mitgliedstaaten werden gebeten, die ihr Land betreffenden Angaben in der 
IBFD-Untersuchung bis zum 30. Juni zu bestätigen oder zu korrigieren, da diese 
andernfalls als zutreffend angesehen werden. 

54. Die Mitglieder aus der Wirtschaft teilen dem FORUM mit, dass Ende Juni ein 
Papier der Wirtschaft zu den Dokumentationspflichten vorgelegt werden wird. Das 
FORUM stellt fest, dass fünf Mitgliedstaaten eine Redaktionsgruppe gebildet 
haben.  

55. Mitglieder dieser Redaktionsgruppe erklären, dass sie eine Art Verhaltenskodex 
erstellen möchten, der sowohl den Steuerverwaltungen als auch der Wirtschaft 
Hilfestellung bietet. Die Redaktionsgruppe wird auch einen Entwurf einer 
Musterdokumentation ("Masterfile") vorlegen, also der Dokumentation, die ein 
multinationales Unternehmen in allen Mitgliedstaaten, in denen es geschäftlich 
tätig ist, vorhalten sollte.  

56. Ein Mitglied aus der Wirtschaft skizziert in groben Zügen das geplante 
Positionspapier der Unternehmen und erklärt, dass darin keine 
Mindestdokumentationserfordernisse vorgeschlagen werden sollen, da diese nur 
den begrenzten Nutzen haben, Strafen zu verhindern. Die Dokumentation eines 
Unternehmens dürfte ausreichend sein, um einem Steuerprüfer die Entscheidung zu 
ermöglichen, wo er seine Schwerpunkte setzt. Das Mitglied erklärt, dass die 
Wirtschaft einheitliche Dokumentationspflichten wünscht, die konzerninterne 
Transaktionen ermöglichen.  

57. Mitglieder aus der Wirtschaft äußern die Hoffnung, dass damit zwei große Trends 
in der EU einander angenähert werden können: die Tendenz einiger 
Mitgliedstaaten, immer detailliertere und aufwändigere Dokumentationspflichten 
festzuschreiben, während in anderen Mitgliedstaaten einschlägige Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften fehlen.  

58. Ein Mitglied aus der Wirtschaft berichtet über die Ergebnisse einer Umfrage, bei 
der rund 25 EU-Unternehmen angegeben hatten, welche Teile der von der PATA, 
IRS Sec. 6662 und den OECD-Verrechnungspreisleitlinien vorgeschriebenen 
Verrechnungspreisdokumentation sie "ohne Weiteres verfügbar" oder "nicht ohne 
Weiteres verfügbar" haben. Das Mitglied erklärt, dass diese Umfrage zeigt, in 
welchen Bereichen die Unternehmen Dokumentationsprobleme sehen. 

59. Ein Mitglied aus der Steuerverwaltung weist darauf hin, dass die FORUM-
Mitglieder aus der Wirtschaft große multinationale Unternehmen vertreten, und 
dass Dokumentationspflichten benötigt werden, die auch für KMU anwendbar sind. 
Es wirft die Frage auf, ob für die KMU dieselben Dokumentationspflichten gelten 
können oder ob für sie spezifische Vorschriften notwendig sind. 

IX. ERÖRTERUNG DER ERGEBNISSE DER UMFRAGE ZUM THEMA 
ZAHLUNGSAUFSCHUB, ZINSEN UND STRAFEN (DOK. 
JTPF/008/2003/EN UND DOK. JTPF/010/BACK/2003/EN) 

60. Ein Mitglied aus einer Steuerverwaltung stellt fest, dass die in der Arbeitsunterlage 
angesprochenen Fragen nicht in das Gebiet der Verrechnungspreisvorschriften 
fallen und zudem von jedem Mitgliedstaat selbst geregelt werden. Es bezweifelt, 
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dass zu diesem unfassenden Fragenkomplex nützliche Schlussfolgerungen möglich 
sind. 

61. Ein anderes Mitglied aus einer Steuerverwaltung stimmt dem zu und unterstreicht 
die Komplexität des Themas. Es fügt jedoch hinzu, dass diese Fragen für die 
Unternehmen und die Steuerverwaltungen eine große Rolle spielen und dass 
geprüft werden muss, welche Optionen es gibt. 

62. Zum Thema Zahlungsaufschub und Zinsen erklärt ein Mitglied aus der Wirtschaft, 
dass normalerweise der Aufschub entfällt, wenn ein inländischer Rechtsbehelf 
zurückgezogen werden muss. Angesichts der Tatsache, dass Zahlungsaufschub und 
Aussetzung der Verzinsung im Ermessen der Steuerverwaltungen liegen, dürfte 
eine Änderung dieser Situation keine Änderung von Rechtsvorschriften 
erforderlich machen. Ein anderes Mitglied aus der Wirtschaft spricht die Frage der 
Säumniszinsen bzw. der Zinsen im Falle von Erstattungen an und erklärt, was es in 
Bezug auf den EuGH bedeutet, wenn solche Regeln nur auf innerstaatlicher Ebene 
angewandt werden. 

63. Nach Ansicht des Vorsitzenden müssen innerstaatliche Rechtsbehelfe und 
Verständigungsverfahren gleich behandelt werden. Er erklärt jedoch, dass diese 
Frage vom Rat entschieden wird. 

IX VIII. VERSCHIEDENES (DOK. JTPF/005/2003/EN) 

64. Der Vorsitzende stellt klar, dass die Assistenten der FORUM-Mitglieder im Forum 
Rederecht, aber kein Stimmrecht haben. 

65. Das FORUM beschließt einvernehmlich, dem Rat Anfang 2004 einen 
Zwischenbericht über den ersten Teil des Arbeitsprogramms, d. h. das 
Schiedsübereinkommen und damit verbundene Aspekte der 
Verständigungsverfahren, vorzulegen. Das Sekretariat wird folglich für die 
Septembersitzung einen Berichtsentwurf vorbereiten.  

66. Als Termine für die nächsten FORUM-Sitzungen werden einstimmig der 
11. September und 11. Dezember 2003 vereinbart. 


